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– 1. Entwurfsfassung, 7.6.2016 – 
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Bisherige Fassung Entwurfsfassung für 2017 

Sozialgesetzbuch (SGB) – Achtes Buch (VIII) – Kinder- und Jugendhilfe (SGB VIII) 

§ 1 Recht auf Erziehung, Elternverantwortung, 

Jugendhilfe 

(1) Jeder junge Mensch hat ein Recht auf 

Förderung seiner Entwicklung und auf Erzie-

hung zu einer eigenverantwortlichen und 

gemeinschaftsfähigen Persönlichkeit. 

 

 

[…] 

(3) Jugendhilfe soll zur Verwirklichung des 

Rechts nach Absatz 1 insbesondere  

1. […] 

[…] 

§ 1 Recht auf Erziehung, Elternverantwortung, 

Jugendhilfe 

(1) Jeder junge Mensch hat ein Recht auf 

Förderung seiner Entwicklung, Teilhabe am 

Leben in der Gesellschaft und auf Erziehung 

zu einer möglichst selbstbestimmten, eigen-

verantwortlichen und gemeinschaftsfähigen 

Persönlichkeit. 

[…] 

(3) Jugendhilfe soll zur Verwirklichung des 

Rechts nach Absatz 1 insbesondere  

1. […] 

[…] 

5. unabhängige und fachlich nicht wei-

sungsgebundene ombudschaftliche Be-

ratung und Begleitung für junge Men-

schen und ihre Familien ermöglichen. 

§ 8 Beteiligung von Kindern und Jugendlichen 

(1) Kinder und Jugendliche sind entsprechend 

ihrem Entwicklungsstand an allen sie betreffen-

den Entscheidungen der öffentlichen Jugend-

hilfe zu beteiligen. Sie sind in geeigneter Weise 

auf ihre Rechte im Verwaltungsverfahren sowie 

im Verfahren vor dem Familiengericht und dem 

Verwaltungsgericht hinzuweisen. 

(2) Kinder und Jugendliche haben das Recht, 

sich in allen Angelegenheiten der Erziehung und 

Entwicklung an das Jugendamt zu wenden. 

(3) Kinder und Jugendliche haben Anspruch 

auf Beratung ohne Kenntnis des Personen-

sorgeberechtigten, wenn die Beratung auf 

Grund einer Not- und Konfliktlage erforderlich 

ist und solange durch die Mitteilung an den 

Personensorgeberechtigten der Beratungs-

zweck vereitelt würde. § 36 des Ersten Buches 

bleibt unberührt. 

§ 8 Beteiligung von Kindern und Jugendlichen 

(1) Kinder und Jugendliche sind entsprechend 

ihrem Entwicklungsstand an allen sie betreffen-

den Entscheidungen der öffentlichen Jugend-

hilfe zu beteiligen. Sie sind in geeigneter Weise 

auf ihre Rechte im Verwaltungsverfahren sowie 

im Verfahren vor dem Familiengericht und dem 

Verwaltungsgericht hinzuweisen. 

(2) Kinder und Jugendliche haben das Recht, 

sich in allen Angelegenheiten der Erziehung und 

Entwicklung an das Jugendamt zu wenden. 

(3) Kinder und Jugendliche haben Anspruch 

auf Beratung ohne Kenntnis des Personen-

sorgeberechtigten, solange durch die Mittei-

lung an den Personensorgeberechtigten der 

Beratungszweck vereitelt würde. § 36 des 

Ersten Buches bleibt unberührt. 
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Bisherige Fassung Entwurfsfassung für 2017 

Neu: § 9a Ombudsstellen  

Der Träger der öffentlichen Jugendhilfe kann eine ombudschaftliche Beratungs- und Schlich-

tungsstelle errichten, an die sich junge Menschen und ihre Familien zur allgemeinen Beratung 

sowie Vermittlung und Klärung von Konflikten im Zusammenhang mit Aufgaben der Kinder- 

und Jugendhilfe nach § 2 und deren Wahrnehmung durch die öffentliche und freie Jugendhil-

fe wenden können. 

§ 71 Jugendhilfeausschuss, Landesjugend-

hilfeausschuss 

[…] 

(4) Dem Landesjugendhilfeausschuss gehö-

ren mit zwei Fünfteln des Anteils der Stimmen 

Frauen und Männer an, die auf Vorschlag 

der im Bereich des Landesjugendamts wir-

kenden und anerkannten Träger der freien 

Jugendhilfe von der obersten Landesjugend-

behörde zu berufen sind. Die übrigen Mitglie-

der werden durch Landesrecht bestimmt. 

Absatz 2 gilt entsprechend. 

(5) Das Nähere regelt das Landesrecht. Es 

regelt die Zugehörigkeit beratender Mitglie-

der zum Jugendhilfeausschuss. Es kann be-

stimmen, dass der Leiter der Verwaltung der 

Gebietskörperschaft oder der Leiter der Ver-

waltung des Jugendamts nach Absatz 1 

Nummer 1 stimmberechtigt ist. 

§ 71 Jugendhilfeausschuss, Landesjugend-

hilfeausschuss 

[…] 

(4) Dem Landesjugendhilfeausschuss gehö-

ren mit zwei Fünfteln des Anteils der Stimmen 

Frauen und Männer an, die auf Vorschlag 

der im Bereich des Landesjugendamts wir-

kenden und anerkannten Träger der freien 

Jugendhilfe von der obersten Landesjugend-

behörde zu berufen sind. Die übrigen Mitglie-

der werden durch Landesrecht bestimmt. 

Absatz 2 gilt entsprechend. 

(5) Das Nähere regelt das Landesrecht. Es 

regelt die Zugehörigkeit beratender Mitglie-

der zum Jugendhilfeausschuss, insbesondere 

auch von selbstorganisierten Zusammen-

schlüssen von jungen Menschen und ihren 

Familien, die Leistungen der Kinder- und Ju-

gendhilfe erhalten, oder von Pflegepersonen. 

Es kann bestimmen, dass der Leiter der Ver-

waltung der Gebietskörperschaft oder der 

Leiter der Verwaltung des Jugendamts nach 

Absatz 1 Nummer 1 stimmberechtigt ist. 
 


